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ANFRAGE 

der Abgeordneten Svihalek, Gradwohl 
und Genossen 
an den Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten 
betreffend "Bergrechtsgesetznovelle 1990" 

Die o.a. Abgeordneten haben am 17.6.1993 die Anfrage Nr. 4992/J eingebracht, um 
Aufklärung über verschiedene Probleme, die durch die Bergrechtsgesetznovelle 
1990 entstanden sind, zu erhalten. Leider erfolgte die Beantwortung nicht 
erschöpfend und ist daher nicht ausreichend. 

Die unterzeichneten Abgeordneten richten daher an den Bundesminister für 
wirtschaftliche Angelegenheiten nachstehende 

Anfrage: 

1. Ist es Ihnen möglich, die Kosten der einzelnen Eignungsuntersuchungen in 
den Jahren 1991 und 1992 zu eruieren? 
Wenn nein, warum nicht? 
Wenn ja, wie hoch waren diese? 

2. Zu Anfragepunkt 4 der parlamentarischen Anfrage Nr. 4992/J schreiben Sie, 
daß das bergrechtliche Regime bei Lockergesteinen nur dann Anwendung 

. findet, wenn dieses aus "höherwertigen mineralischen Rohstoffen" (Eignung 
zur Zement und· Kalkerzeugung) besteht. 
Wäre es demgemäß nicht zwingend notwendig, daß die Bergbehörde diese 
"höherwertigen Rohstoffe" auch einer "höherwertigen Verwendung 11 (Zement 
und Kalkerzeugung) zuführt und vor der Vergeudung als Massenrohstoff in 
der Bauindustrie schützt? 

3. Laut Auskunft des Fachverbandes der Stein- und Keramischen Industrie 
werden jährlich bis zu 100 Millionen Tonnen mineralische Rohstoffe für die 
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Bauindustrie abgebaut. 
Dies bedeutet einen Flächenbedarf von an die 500 ha jährlich ! 
Sollen die Nutzungskonflikte, die daraus zwangsläufig entstehen, ohne 
bindende Befassung der Gemeinden und ihrer Raumordnungskompetenz 
gelöst werden? 

4. Offensichtlich besteht über die derzeitige Auslegung des § 5 Berggesetz 
durch die Bergbehörde entgegen Ihrer vormaligen Antwort doch bei 
einzelnen Gemeinden Unklarheit und Rechtsunsicherheit. 
Warum besteht keine Bereitschaft Ihres Ressorts, hier eine eindeutige 
Klärung durch Gesetzesänderung herbeizuführen? 
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